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IW-Reformbarometer

Rückschlag durch Ausbildungsplatzabgabe

Mit ihren Plänen zur Ausbildungsplatzabgabe droht die Bundesregierung viel
von den zuletzt erworbenen Reform-Pluspunkten zu verspielen. Dies zeigt
das IW-Reformbarometer, ein Gemeinschaftsprojekt des Instituts der deut-
schen Wirtschaft Köln (IW), der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft und
der Zeitschrift Wirtschaftswoche. Nachdem der Indikator von seinem Aus-
gangswert 100 im September 2002 zum Jahresbeginn 2004 vor allem wegen
der mittlerweile vom Bundestag verabschiedeten Rentenreform auf 109,3
Punkte gestiegen war, sackte er bis März wieder auf 107,1 Zähler ab. Im
Teilbereich Arbeitsmarktpolitik fiel das Barometer im vergangenen Monat sogar
um knapp 7 auf 109,8 Punkte. Der Grund für diesen Rückgang ist, dass die
anvisierte Ausbildungsplatzabgabe einen gewaltigen bürokratischen Aufwand
mit sich bringt, das Lehrstellenproblem jedoch sicherlich nicht löst. Denn die
Befürworter der Abgabe verkennen völlig, dass viele Unternehmen Auszubil-
dende suchen, aber nicht fündig werden, weil die Schulabgänger auch ein-
fachen Anforderungen nicht entsprechen. Das eigentliche Problem liegt also
auf Seiten des Bildungssystems, wie seit der PISA-Studie hinlänglich be-
kannt sein dürfte.

Gesprächspartner im IW: Dr. Benjamin Scharnagel, Telefon: (02 21) 49 81-7 87
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Kaltfront nach Zwischenhoch
IW-Reformbarometer

Die Agenda 2010 wurde dieser Tage
ein Jahr alt, doch viel zu feiern gab es
nicht. Der Bundeskanzler hatte zwar vor
Weihnachten noch unbeugsamen Re-
formwillen bewiesen und damit den Un-
mut zahlreicher Parteigenossen auf sich
gezogen. Doch seine jüngste Regie-
rungserklärung vor dem Deutschen Bun-
destag fiel im Vergleich zur Ankündi-
gung der Agenda 2010 eher handzahm
aus. Sie wimmelte vor Allgemeinplätzen
zu den Themen Bildung, Familie und
Innovationen. Für einen Anstieg des IW-
Reformbarometers genügte das nicht.

Der gemeinsame Indikator des Insti-
tuts der deutschen Wirtschaft Köln (IW),
der Initiative Neue Soziale Marktwirt-
schaft und des Magazins Wirtschaftswo-
che misst seit September 2002 die Ver-
änderung der wirtschaftspolitischen Rah-
menbedingungen in Deutschland. In die
Auswertung gehen Kabinettsbeschlüsse,
Gesetzentwürfe, Änderungen während
des Gesetzgebungsprozesses sowie ver-
abschiedete Gesetze ein. Nach einem
Zwischenhoch zu Jahresbeginn befindet
sich der Punktestand inzwischen wieder
auf dem absteigenden Ast (Grafik):

Das IW-Reformbarometer sackte
von Januar bis März 2004 um mehr
als 2 Zähler auf 107,1 Punkte ab.

Was sich in den vergangenen drei
Monaten auf der Reformbühne im Ein-
zelnen abgespielt hat:
1. Soziales. Mitte März verabschiedete
der Bundestag die drängende Rentenre-
form. Sie tritt voraussichtlich am 1. Ja-
nuar kommenden Jahres in Kraft und
hat zum Ziel, den Anstieg der Beitrags-
sätze zu dämpfen. Nach den Plänen der
Regierung sollen sie bis 2020 nicht über
20 Prozent klettern, bis 2030 nicht über

Die Bundesregierung ist mit viel Reform-Elan ins neue Jahr gestar-
tet; das ließ sich auch am kräftigen Ausschlag des IW-Reformbaro-
meters nach oben ablesen. Pluspunkte brachten die Rentenreform
sowie die Pläne zur nachgelagerten Besteuerung der Alterseinkünfte.
Doch das Klima ist derzeit wechselhaft. Im Frühjahr bestimmt ein
Tiefausläufer namens Ausbildungsplatzabgabe die politische Wetter-
lage. Zudem wird es einen Sommer der Reformen im laufenden Super-
wahljahr kaum geben.

22 Prozent. Täte sich nichts, würden es
annähernd 24 Prozent werden.

Der Einzelindex Sozialpolitik mach-
te durch die Rentenreform im Januar
einen Sprung um fast 13 Punkte auf
einen Wert von 111,2 und verharrt seit-
dem auf diesem Niveau.

Der Kern der Reform ist der Nach-
haltigkeitsfaktor, der das Rentensystem
gegen eine alternde und schrumpfende
Bevölkerung wappnen soll. Der Faktor
bewirkt, dass die Renten weniger stark
ansteigen, wenn sich das Verhältnis von
Ruheständlern zu Beitragszahlern ver-
schlechtert. Zudem werden beitragsfreie
Ausbildungszeiten den Rentenanspruch
künftig nicht mehr erhöhen.

Gerade noch abgewendet werden
konnte die in den parlamentarischen
Beratungen diskutierte Mindestrente von
46 Prozent des Einkommens vor Steu-
ern. Ein ergänzender Passus stellt diese
Sicherungsklausel nun unter den Vor-
behalt, dass der Beitragssatz stabil bleibt.

Sollte das nicht möglich sein, kann
von 2008 an die Regelaltersgrenze für
den Renteneintritt angehoben werden.
Um die Lohnzusatzkosten zu senken,
kommt dieser Schritt allerdings zu spät.

Die Reformen rund um die Rente
schlagen sich nicht allein im Politikbe-
reich Soziales nieder, die Pläne tangie-
ren auch die beiden anderen Zu-
kunftsbaustellen, die das IW für das
Reformbarometer unter die Lupe nimmt:
2. Steuern und Finanzen. Die Bun-
desregierung hat sich dazu entschlos-
sen, die Einkommen aller Rentner ana-
log den Beamtenpensionen nachgelagert
zu besteuern. Bisher bleibt die gesetzli-
che Rente de facto von der Steuer ver-
schont. Der Übergang soll schrittweise

von 2005 bis 2040 erfolgen. Das heißt,
die Vorsorgeaufwendungen können ver-
stärkt vom zu versteuernden Einkom-
men abgezogen werden – ab 2025 sind
sie komplett steuerbefreit –, während
ein immer größerer Teil der ausgezahl-
ten Renten der Steuerpflicht unterliegt.

Diese Umstellung erweckt den Ein-
druck einer Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahme für Finanzbeamte – und doch
sendet sie klare Wachstumsimpulse aus:
Der Staat zapft einen geringeren Teil
des Einkommens der Bundesbürger ab,
die Renten werden aufgrund des pro-
gressiven Steuertarifs schwächer besteu-
ert als die im Schnitt höheren Erwerbs-
einkünfte. Schon im kommenden Jahr
wird die steuerliche Entlastung 1 Milli-
arde Euro betragen. Bis 2010 klettert
sie auf satte 4,3 Milliarden Euro.

Positiv zu sehen ist die Maßnahme
auch deshalb, weil sie dafür sorgt, dass
sich Mehrarbeit bezahlt macht – der Keil
zwischen Brutto- und Nettoeinkommen
verkleinert sich. Zugleich vergrößert
sich damit der finanzielle Spielraum der
Bürger für die private Altersvorsorge.

Das Reformbarometer honorierte
den Übergang auf die nachgelagerte
Rentenbesteuerung im Januar 2004
mit einem Sprung des Teilindikators
zur Steuer- und Finanzpolitik von 91,4
auf 100 Punkte.

Damit hat sich jedoch seit der Bun-
destagswahl im September 2002 unterm
Strich nichts getan; auch der Februar
und März brachten zuletzt keine Bewe-
gung mehr ins Finanzressort. Zudem
muss das Alterseinkünftegesetz im Ge-
setzgebungsprozess noch so manche
Klippe meistern. Den Bundestag pas-
siert das Werk voraussichtlich Ende
April, und auch der oppositionsdomi-
nierte Bundesrat muss noch sein Plazet
geben.
3. Arbeitsmarkt. Positive Signale gab
es dank der Rentenreform im Januar. Ab
2006 wird es erst später möglich sein,
wegen Arbeitslosigkeit oder nach Alters-

Die ausführlichen Auswertungen des IW-Reformbarometers
sind abrufbar unter:
www.iwkoeln.de/Aktuelles/frs_Aktuelles_iwstatements.htm
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teilzeit eine vorgezogene Rente zu erhal-
ten. Die dafür geltende Altersgrenze steigt
bis 2008 schrittweise von 60 auf 63 Jah-
re. Damit wird sich der tatsächliche
Renteneintritt im Schnitt nach hinten ver-
schieben. Die Rentenkassen werden ent-
lastet und der Arbeitskräftepool vergrö-
ßert sich. Der Arbeitsmarktindex ver-
zeichnete daher im Januar ein Plus von
gut drei Punkten.

Ein Tropfen auf den heißen Stein an-
gesichts dessen, was die Bundesregie-
rung durch die Ausbildungsplatzabgabe
zu verspielen droht. Den aktuellen Plä-
nen zufolge wird sie immer dann fällig
werden, wenn das Lehrstellenangebot
am 30. September eines Jahres nicht
mindestens 15 Prozent über der Zahl
der Bewerber liegt. Zu entrichten ist die
Abgabe von allen privaten und öffentli-
chen Arbeitgebern mit mehr als zehn
sozialversicherungspflichtig Beschäftig-
ten, in deren Belegschaft weniger als 7
Prozent Azubis sind.

Das eingenommene Geld soll an all
jene Betriebe verteilt werden, deren Aus-
bildungsquote über der 7-Prozent-Mar-
ke liegt. Außerdem werden zusätzliche
betriebliche und außerbetriebliche Aus-
bildungsplätze aus dem neu geschaffe-
nen Fonds bezuschusst. Inklusive der
Verwaltungskosten wird er ein geschätz-
tes Volumen von bis zu 3,23 Milliarden
Euro haben – allein das ist ein Hinweis
darauf, wie viel Bürokratie vonnöten
sein wird, um den Umverteilungsapparat
am Laufen zu halten.

Das Lehrstellenproblem wird dadurch
sicher nicht gelöst. Die Befürworter der
Abgabe verkennen völlig, dass viele Un-
ternehmen Auszubildende suchen, aber
nicht fündig werden, weil die Schulab-
gänger auch einfachen Anforderungen
nicht entsprechen. Das Problem liegt
auf Seiten des Bildungssystems, wie seit
der PISA-Studie hinlänglich bekannt
sein dürfte.

Die jüngsten Entwicklungen ließen
das Arbeitsmarktbarometer im März
um knapp 7 Punkte auf 109,8 Zähler
abstürzen – der stärkste Einbruch seit
dem Beginn der Beobachtungen.

Voraussichtlich scheitern und damit
für das IW-Barometer folgenlos bleiben
dürfte das so genannte Optionsgesetz.
Eigentlich sollten die Gemeinden ein

Wahlrecht erhalten, ob sie sich selbst um
Langzeitarbeitslose kümmern wollen, die
das künftige Arbeitslosengeld (ALG) II
erhalten, oder ob sie dies weiterhin den
Arbeitsagenturen des Bundes überlassen
wollen. Stattdessen werden die Ex-Ar-
beitsämter und die Sozialämter nun wohl
Arbeitsgemeinschaften bilden müssen,
um das ALG II zu verwalten. Die Inte-

Institut der deutschen Wirtschaft Köln

 IW-Reformbarometer:
Tiefausläufer streift den Arbeitsmarkt

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln
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Der Indikator beurteilt, inwieweit politische Reformvorhaben in der Arbeitsmarktpolitik, der Sozial-
politik und der Finanzpolitik die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in Deutschland verändern.

September 2002=100; Werte über 100: Verbesserungen; Werte unter 100: Verschlechterungen
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ressen der Arbeitslosen drohen, im zu
befürchtenden Kompetenzgerangel der
Behörden zerrieben zu werden.

In der näheren Zukunft hält die Poli-
tik kaum noch ein Zuckerl für die Wirt-
schaftsentwicklung parat. Die Reform-
agenda für 2004 ist – auch wegen des
Superwahljahrs – ausgesprochen spar-
sam bestückt.


